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Gesamtdeutschland ist unverlierbar!
Feierliche Wiederwahl des Bwadespräsidenteu m Berlin

Berlin  (E igenbericht). Y ie r  Tage  lang hat Berlin , die eigent
liche Hauptstadt Deutschlands, im  Zeichen politischer M ani
festationen gestanden, die den W illen  des ganzen deutschen 
Volkes zur E inheit so w irkungsvoll unterstrichen, w ie man es 
bisher selten erlebt hat. Um den festlichen Staatsakt der 
W iederwahl des Bundespräsidenten, P ro f. Theodor Heuss, 
durch die Bundesversammlung in der Ostpreußenhalle am 
Berliner Funkturm zog sieh eine Fü lle von Veranstaltungen. 
Die gesamte Bundesregierung, der Bundestag, d ie Vertreter 
der westdeutschen -Länder und Städte waren zu diesen großen 
Tagen nach Berlin  gekommen, um zu zeigen, daß Berlin  und 
d ie Zone zu Deutschland  gehören.
M it der überwältigenden M ehr

heit von 871 Stimmen bei 987 ab
gegebenen Stimmscheinen wählte 
die Bundesversammlung P ro f. 
Heuss fü r weitere fünf Jahre 
zum Bundespräsidenten.

Zw ö lf Stimmen waren fü r den 
von den Kommunisten ohne sein 
W issen als Kandidaten genann- 

' ten P ro f. Dr. A lfred  W eher, 
H eidelberg, abgegeben worden. 
95 Delegierte enthielten sich der 
Stimme, drei gaben ungültige 
Stim mscheine ab. F e rn e r  waren 
je  eine Stimme abgegeben w or
den fü r Bundeskanzler Aden
auer, den ehemaligen Groß
admiral Dönitz, P r in z  Louis 
Ferdinand von Preußen, die 
A lterspräsidentin des Bundes
tages, F rau  Dr. Lüders, H erzog 
Ernst August von Braunschweig 
und den Fam ilienm inister W ür- 
meling. D ie M itg lieder der 
Bundesversammlung und über 
1000 Ehrengäste aus 22 N atio 
nen, die sich zu dem Staatsakt 
versammelt hatten, nahmen 
diese Stimmen zum T e il m it 
H eiterkeit zur Kenntnis.

E in Bekenntnis zur deutschen 
W iederverein igung legte Bun
despräsident Theodor Heuss in 
seiner ersten Ansprache nach 
seiner W iederwahl vor der Bun
desversammlung ab, d ie ihm 
Immer w ieder herzlichen Beifa ll 
spendete, Gesamtdeutschland sei 
unverlierbar, sagte er, und n ie
mals von fremdem Entscheid

in seiner Geschichtswürde aus
zulöschen. insbesondere rief 
Heuss dazu auf, deu H ilfsw illen  
für die Landsleute in M ittel - 
und Ostdeutschland zu stärken 
und das geistige Einheitsbe- 
vvußtsein der Nation zu erhal
ten. Für das deutsche Volk 
sprach er den Wunsch aus, 
Partner einer »breiteren  freien 
Yölkerordnung“ zu sein.

Der Bundespräsident wandte 
sich dann der gesamtdeutschen 
Frage zu und e rinnerte  unter 
lebhafter Zustimmung an seine 
W orte nach seiner ersten W ahl, 
daß Berlin an das Schicksal 
Westdeutschlands, das Schicksal 
Gesamtdeutschlands aber an 
Berlin gebunden sei.

„Heute sind w ir  hier, um das, 
was politischer W ille  und g e i
stiges Bedürfnis forderten, im  
Symbolhaften darzutun.“ A lle 
politischen und wirtschaftlichen 
Bemühungen der Bundesrepu
blik hätten nur dann ihren 
tieferen geschichtlichen. Sinn, 
wenn sie „als Starkmachen der 
Bundesrepublik fü r den T ag  
der W iederverein igung begriffen  
werden“ .

A ls die vornehmste Au fgabe 
der innerpolitischen Festigung, 
die auch in der völkerrecht
lichen Stellung des Staates ihren 
Ausdruck finden müsse, bezeichn 
nete Heuss die soziale B efrie
dung. Deutschland müsse P a rt
ner einer fre ien  Yölkerordnung 
sein, die die echten W erte ihrer 
Geschichte zu pflegen wisse.

Der Bundespräsident schloß 
seine Rede m it dem Aufru f, den 
Sinn der gemeinsamen Arbeit 
darin zu erblicken, daß das 
Recht zwischen den Bürgern 
und zwischen den Völkern herr
sche, um die F reihe it der Bür
ger und Völker zu sichern und 
zu krönen.

Echte R epräsentation  des Staates
Bundestagspräsident Dr. H er

mann Ehlers dankte Theodor 
Heuss in Seiner Ansprache vor 
der Bundesversammlung dafür, 
daß er sein hohes Am t m it w ar
mer Menschlichkeit ausgefüllt 
habe und in der Darstellung 
dieses Amtes den Bürgern so 
beg gnet sei, „daß sie die echte 
Repräsentation des Staates dar
in empfanden“ .

Nach einem Rückblick auf die 
vergangenen fün f Jahre, in 
denen sich die demokratische 
Ordnung in  der Bundesrepublik 
ge festig t habe, unterstrich a n  
Bundestagspräsident die Bedeu

tung Berlins. „Das starke Drän
gen darauf, daß die Bundes
versammlung nach Berlin ein- 
berufen werden sollte, gründet© 
sich auf dem Wissen, daß hier 
die Darstellung des W illens, die 
Einheit a ller Deutschen wieder- 
herzustellen, am Überzeugung*- 
kräftigsten möglich ist. W ir  be
ziehen aber heute in diese Be
kundung unseres W illens nicht 
nur Berlin  ein, sondern auch 
die weiten Gebiete, in denen 
die Menschen wohnen, die durch 
die Fo lgen  der P o litik  anderer 
Mächte noch von uns getrennt 
sind.“



a W S B H S N C I G t  ¿ E i T l H S  FÜR O E U T S C H t ü H 0 

J, B .  G R A D L !

Das muß 
ein Anfang sein !
Für weitere fünf Jahre wurde 

nun das deutsche Staatsober
haupt, der Bundespräsident, ge
wählt. M it  überwältigender 
Mehrheit gewählt, so daß es 
nicht zu rätseln lohnt, ob die 
Stimmen der Enthaltung aus 
BHE und SPD oder auch aus 
anderen Reihen kamen; in  je 
dem F a ll bewiesen sie d ie de
mokratische Freiheit des W ah l
ganges.

Es war ein Wahlakt, der 
nichts von dem an sich hatte, 
was sonst m it W ahlen verbun
den zu sein pflegt, kein packen
der Wahlkampf, kein R is iko des 
Wahlausganges —  und d ie E in
tönigkeit des einstündigen Na
mensaufrufes zur namentlichen 
Abstimmung unterstrich noch 
das Fehlen äußerer Spannung. 
Vielleicht w ar davon der eine 
oder andere enttäuscht unter all 
denen, d ie in  der Ostpreußen
halle; am Rundfunk oder durch 
Fernsehen dem W ahlakt fo lgten.

Deshalb sei gesagt, -was sich 
eigentlich von selbst versteht, 
daß nämlich in  der Einm ütig
keit und Gelassenheit des Ge
schehens etwas sich ausdrückte, 
worum uns manches Eand in 
der europäischen Nachbarschaft 
beneidet: die innere Festigkeit 
des jungen deutschen Staats
wesens, das vor fün f Jahren so
zusagen am absoluten Nullpunkt 
begann.

E i n  p e r s ö n l ic h e r  E r f o l g

D ie Festigung des deutschen 
Kernstaates in diesem halben 
Jahrzehnt ist nicht nur Gunst 
des Schicksals, sie ist auch nicht 
bloß das W erk  einzelner Männer 
oder Gruppen. Sie ist vor allem 
das W erk  der Gesamtheit des 
Volkes, das unverdrossen m it 
E ife r  und Selbstvertrauen an 
seine A rbeit g ing und so seinen 
politischen Repräsentanten das 
Fundament gab fü r den po li
tischen, wirtschaftlichen und so
zialen W iederaufbau. Jedoch, 
daß Theodor Heuss eine so 
überwältigende Mehrheit auf 
sich vereinte und damit unserem 
Volke einen verbitternden W ahl
streit ersparte, das ist ein ech
ter persönlicher Erfo lg . Das Amt 
des Eundespräsidenten ist nicht 
pur Repräsentation, doch ist es

im Grundgesetz auch nicht mit 
starken Rechten ausgestattet. 
Aber es hat sich —  insbesondere 
im Verfassungsstreit um die 
EVG —  gezeigt, daß der Bun
despräsident mehr politisches 
Gewicht haben kann als aas 
Verfassungswort vermuten läßt. 
Daß Theodor Heuss jetzt so 
einmütig gewählt wurde, zeigt, 
daß er sich das Ansehen eines 
über dem G a n z  en stehenden 
Mannes erworben hat,

M it der jetz igen  W ah l wurde 
„auch fü r jene Deutschen ge
handelt, denen m itzuwirken ver
sagt w ar“ (w ie es in der P rä 
ambel des Grundgesetzes über 
seine Geltung für das ganze 
deutsche Volk heißt). D ie Not 
der Spaltung Deutschlands be
drückt uns heute noch mehr als 
zur Zeit der ersten W ahl des 
Bundespräsidenten 1949. Die 
Jahre von 1949 bis 1954 waren 
in der Bundesrepublik Jahre 
eines vorher nicht fü r möglich 
gehaltenen Wiederaufbaues, in 
jed er Hinsicht. Aber in densel
ben Jahren mußte deutsches 
Volk  jenseits einer w illkürlich 
gezogenen Trennungslinie einen 
Leidensweg sondergleichen ge
hen. Und es ist doch hüben und 
drüben dasselbe deutsche V o lk ! 
D ie Aufgabe, es zu einem freien 
Leben nach eigenem Stil und 
Gesetz w ieder zusammenzufüh
ren, diese höchste Aufgabe 
konnte nicht bew ältigt werden, 
sondern steht größer und drin
gender denn je  vor uns.

D e r  e r s te  A k t  

Von dieser Aufgabe her ge
sehen ist die Tatsache so be
deutsam, daß diese zweite W ahl 
des Bundespr äsident en nicht in 
Bonn, sondern hier in Berlin 
vor sich gegangen ist. Es ist 
das d e r  e r s t e  große staats
rechtliche deutsche Akt, der seit 
dem Zusammenbruch w ieder in 
der deutschen Hauptstadt statt
gefunden hat.

W ir  wollen heute nicht dar
über rechten, ob w irklich so 
vie le Jahre vergehen mußten, 
bis dieser Schritt getan wurde. 
W ir  dürfen auch nicht verges
sen, daß die Verantwortlichen 
eines wiedererstehenden deut
schen Staates nach allem, was 
im deutschen Namen über die 
W e lt gekommen war, besonders 
behutsam und rücksichtsvoll 
sein müssen. Und w ir  haben in 
Rechnung zu stellen, daß manch 
einem bei unseren v^estlichen 
Nachbarn die Vorstellung eines

w iedervereinigten Deutschland 
Unbehagen und Sorge macht. 
A ber es wäre dennoch falsch 
gewesen, aus solchen Gründen 
und Rücksichten weiterhin der 
Hauptstadt fernzubleiben. Un
seren W illen , den W illen  des 
ganzen Volkes zu W iederverei
nigung und staatlicher Einheit 
können w ir  niemals verbergen, 
und w ir  dürfen es auch nicht.

W ie  w en ig aber verstehen von 
dem, worauf es bei der Ent
scheidung für den W ahlort B er
lin eigentlich ankam, diejenigen, 
die bis in die letzten Tage über 
Beschwernisse der Verbindun
gen, über unnütze Kosten für 
einen einmaligen Staatsakt, 
über den Aufwand Berlins für 
diese Tage ihren Unmut äußer
ten.

Aber das ist letztlich so un
wichtig gegenüber dem anderen, 
daß endlich der neue deutsche 
Staat in verbindlicher W eise 
Besitz genommen hat von der 
Stadt. Von dieser Stadt, die 
nicht durch deutschen W illen, 
sondern nur durch fremde Macht 
an der ununterbrochenen Erfü l
lung ihrer Aufgabe als deutsche 
Hauptstadt gehindert wurde. Es 
war höchste Zeit, daß er Be
sitz nahm, um so mehr, als d ie
ses Berlin in seinem Ostteil von 
einem voiksfremden System als 
Hauptstadt mißbraucht wird.

D ie  Sowjets und ihre deut
schen H elfershelfer haben 1945 
bei der Aufteilung der Stadt 
sehr genau gewußt, warum sie 
gerade am Stadtkern Berlins 
m it seinen bei a ller Zerstörung 
doch traditionsgesättigten P lä t
zen und Straßen festhielten. Sie 
wußten auch sehr genau, warum 
sie m it ebenso brutalem w ie 
riskantem Zugriff 1948 durch die 
Blockade diese Stadt in ihre 
Hand zu bringen suchten, ver
geblich Gott sei Dank. W er  die 
Hauptstadt eines Landes in 
seine Hand nimmt, hat mehr als 
eine Stadt. E r bringt damit all 
das, was dort aus der Ge
schichte und Tradition  eines 
Volkes an materiellen und vor 
allem an Gefühlswerten gesam
melt ist, in  seine Gewalt.

N ic h t  a u f  v e r lo r e n e m  P o s te n

A ber damit erschöpft sich die 
Bedeutung Berlins fü r die deut
sche Gegenwart und Zukunft 
nicht. D ie achtzehn Millionen 
ringsum brauchen H ilfe  und 
Stärkung, mehr, vie l mehr als 

(Fortsetzung auf S. 2)



R in gen  um W iederverein igung!
Faul Löäe Präsident des Kuratoriums „Unteiibarss Deutschland"

Berlin (Eigenm eldung). In  der Eichengalerie des Char
lottenburger Schlosses wählte das Kuratorium  der Volks
bewegung „Unteilbares Deutschland“  in Gegenwart von Bundes
präsident P ro f. Heuss, Bundeskanzler Dr. Adenauer und Bun
destagspräsident D r. Ehlers den früheren Reichstagspräsi
denten Paul Lobe zu seinem Präsidenten.

An der Sitzung nahmen M it
glieder der Bundesversamm
lung, unter ihnen der Führer 
der Opposition, Erich Ollen- 
hauer, der Bundesregierung, der 
Regierende Bürgerm eister von 
Berlin, Dr. Schreiber, und Dr. 
Thomas Dehler, der V orsit
zende des Deutschen Gewerk
schaftsbundes, F reitag, Baifrat 
Dr. h. c. Spennrath u. a. teil.

B e w e is e  d e r  S o l id a r i t ä t

Lobe sagte nach seiner Wahl 
in einer kurzen Ansprache, er 
fo lge  nur der Pflicht, wenn er 
die W ahl amlehme. A lle  Men
schen, die guten W illens seien, 
müßten helfen, das fre ie  Deutsch
land zu schaffen. Der Sow jet
zonenbevölkerung, die ohne V er
schulden ein schweres Schicksal 
trage, müßten Beweise der So
lidarität gebracht werden. Je
dem Deutschen gebe die häufig 
abgegebene Erklärung „W ir  
haben Euch nicht vergessen !“ 
die Pflicht auf, jeden T ag  zu 
überlegen, ob er nicht seinen 
Verwandten und Freunden in 
der Zone eine Stunde der H o ff
nung und der Zuversicht geben 
könne.

Ü b e r a l l  Z u s t im m u n g

Zu Beginn der von Jakob 
Kaiser geleiteten Sitzung er
klärte der M inister fü r gesamt
deutsche Fragen, der W ille , die 
innere Einheit unseres zerris
senen Volkes zu bewahren und 
die W iedervereinigung voranzu
treiben sei vie l stärker als nach 
außen in Erscheinung trete. Seit 
der Gründung des Kuratoriums 
sei eine wahre F lut von Zustim
mungserklärungen und Bekun
dungen der Bereitschaft zur 
M itarbeit eingegangen.

Im  Verhältnis von Deutschen 
zu Deutschen solle die Propa
ganda abgeschafft werden. Jede 
Fühlungnahme mit den Men
schen der sowjetischen Zone, ob 
anläßlich des FD J-Treffens 
Pfingsten in Berlin oder des 
Evangelischen Kirchentages in 
Leipzig , beweise nur eins; die

18 M illionen Deutschen der Zone 
wollten menschliche Begegnung 
und geistige weltanschauliche 
und soziale Auseinandersetzung, 
aber keine Propaganda, auch 
nicht mit gefüllten Schaufen
stern.

Zur Organisation der Volks
bewegung teilte Kaiser mit, daß 
die Arbeit sich vorw iegend auf 
die fre iw illig e  Zusammenarbeit 
von Vertretern der Organisatio
nen stützen solle, die im Kura
torium vertreten seien. W o 
die örtlichen Zusammenschlüsse 
noch nicht begonnen hätten, 
solle es unverzüglich geschehen.

Das muß ein
(Fortsetzung von S. 2) 

der vom „W irtschaftswunder“ 
befried igte Bürger der Bundes
republik sich vorstellt. Nicht 
nur m aterielle H ilfe  —  obwohl 
sie w ichtig genug ist — , son
dern die seelische und politische 
H ilfe , die in der Gewißheit 
liegt, nicht auf verloren gege
benem Posten zu stehen.

Und diese H ilfe  kann heute, 
im zehnten Jahr der m itteldeut
schen Not, nicht mehr nur durch 
W orte der Verbundenheit gege
ben werden, auch wenn sie noch 
so feierlich und noch so ernst 
gem eint sind. W er da drüben 
aushält, besteht, widersteht, der 
braucht überzeugende Taten, 
um die Hoffnung nicht zu ver
lieren. Eine solche Tat ist das 
sichtbare Besitznehmen der 
Bundesrepublik von der w irk 
lichen Hauptstadt.

P le n a r s i t z u n g  n a c h  B e r l i n

Die W e lt ist in politische Be
wegung geraten. W ohin diese 
Bewegung führt, weiß heute 
niemand. Gesucht w ird  ein Zu
stand friedlicher Ausgeglichen
heit. Es scheint so, als ob die 
Teilung umstrittener Länder 
der derzeitigen W eisheit letzter 
Schluß ist. Es ist sehr wohl 
möglich, daß sich in absehbarer 
Zeit die Aufmerksamkeit der

Der F o rtfa ll der Mterzonen-
pässe erleichtere die Aufnahme 
der Fühlung m it einzelnen und 
m it Gruppen. Für den freiheits
liebenden Deutschen des W e 
stens bestehe keine Gefahr, vom  
System des Ostens betört zu 
werden. F ü r den Westdeutschen 
könne der E inblick in den Ernst 
der Sowjetzone nur heilsam 
sein. D ie Menschen der Sow jet
zone brächten in den Westen 
ihre aus L e id  und Entbehrung 
geborene Verinnerlichung mit. 
Ihnen müsse das Reisen in  den 
deutschen W esten und Süden 
materiell so leicht w ie  möglich 
gemacht werden. Es müsse eine 
große Anzahl von M itarbeitern 
m it einem festen geistigen und 
menschlichen Standort heran
gebildet werden, die ohne Stur
heit und Propaganda sich allen 
W iedervereinigungsfragen w id
men. D ie Kenntnis und das 
M iterleben der Zustände in  M it
teldeutschland müssen in jedes 
D orf getragen werden.

A nfang sein !
W elt w ieder stärker auf Europa 
und Deutschland konzentriert.

Um so eindrucksvoller müssen 
w ir  der W elt demonstrieren, 
daß w ir  niemals Ruhe geben 
können und daß es in Europa 
niemals Ruhe geben w ird, so
lange Deuts clüand nicht seine 
staatliche Einheit zuriickerhal- 
ten hat. E iner der besten Be
w eist ist das Festhalten an der 
H a u p t s t a d t  Berlin.

Der Präsident des Bundes
tages hatte recht, als er in .s e i
ner Antw ort auf die beschwö
renden W orte des Bundespräsi
denten betonte, daß „die Dar
stellung des W illens zur W ie 
derherstellung der Einheit 
Deutschlands hier in Berlin am 
überzeugendsten möglich ist“ . 
Jedoch, das dürfen w ir  m it der 
Gewißheit des Einvernehmens 
mit Hermann Ehlers hinzufü
gen, nur dann, wenn diese Tage 
nicht eine Ausnahme sind, son
dern ein Anfang.

Bundestag und Bundesrat 
sollten fortsetzen, was m it der 
zweiten Bundesversammlung 
jetzt begonnen wurde. A lle  
Kosten und Beschwernisse w ie
gen nichts gegen den national
politischen Gewinn, der sich er
gäbe, wenn Bundestag und Bun
desrat in Zukunft auch P i e «  
n a r s i t z u n g  e n in Berlin 
abhalten würden.



Triumphfahrt durch Berlins Straßen
B e r l i n  fe ie r t e  T h e o d o r  H e u s s  t r o t z  s t r ö m e n d e n  R e g e n s

Berlin  (Eigenbericht). D ie M itg lieder der Bundesregierung 
und der Bundesversammlung, d ie am Dienstag Berlin  w ieder 
verließen, haben erklärt,, der herzliche Em pfang, der ihnen 
überall bereitet wurde, habe sie t ie f berührt. W ehende Fahnen 
und winkende Menschen, die am Straßenrand standen, bew ie
sen ihnen wahrend ihres ganzen Aufenthaltes, w ie sehr man 
sich über den Besuch freute. Vor allem  dem Bundespräsidenten 
wurden begeisterte Ovationen dargebracht, wo er sich auch 
nur zeigte.
Tausende warteten schon bei 

seiner Ankunft vor dem F lu g 
hafen Tem pelhof, an den Stra
ßen, durch die er fuhr und vor 
seinem W ohnsitz im Grunewald.
„Heuss, bleib h ie r !“ r ie f man 
ihm überall zu.

Zu einem Triumphzug gestal
tete sich am Sonnabendabend 
die Fahrt des wiedergewählten 
Bunclespräs identen Theodor 
Heuss vom MessegeJände am 
Funkturm zum Schöneberger 
Rathaus. Trotz des strömenden 
Regens warteten Tausende von 
Berlinern stundenlang an der 
Straße und vor allem vor dem 
Schöneberger Rathaus selbst, 
um Theodor Heuss zu begrüßen.

Während der W agen des Bun
despräsidenten bei der Abfahrt 
noch , geschlossen w ar, ließ 
Heuss, als er die jubelnden 
Berliner, sah, die Kolonne hal
ten und das Verdeck Zurück
schlagen.

Besonders herzlich war die 
Begrüßung des Bimd''spräsideii--

ten stets unter den S-Bahn- 
Brüeken, an Wartehallen, Bahn
hofseingängen und Schaufen- 
sterpromenaden,* wo die Ber
liner Schutz vor dem Regen  ge
sucht hatten. Im m er w ieder 
wurden Blumensträuße gew or
fen, Papierfähnchen und Ta
schentücher geschwenkt.

Brausende Hochrufe erschol
len auf dem Vorplatz des Schö- 
neberger Rathauses, auf dem 
eine vieltausendköpfige Menge 
zum T e il schon seit zwei Stun
den wartete.

A ls der regennasse siebzig
jäh rige Bundespräsident aus 
dem offenen W agen stieg, ver
stärkte sich der Applaus zu 
lautem Jubel.

Spontan stim m te» die Ber
liner die Nationalhymne an, als 
sich später Theodor Heuss, 
Bundeskanzler Adenauer und 
Bundestags Präsident Ehlers noch 
einmal auf dem Balkon des 
Rathauses zeigten.

Zu  Pressevertretern . sagte 
Heuss bewegt: „Schön war diese 
Fahrt, so schön, w ie sie einem 
Menschen nur zuteil werden 
konnte.“

Adenauer begrüßte Heimkehrer
Bun-Berlin  (E igenm eldung). 

deskanzler Dr. Adenauer be
grüßte am Sonnabend, unm ittel
bar nach seiner Ankunft in 
Berlin, im Schöneberger R at
haus eine Gruppe vom ehemali
gen politischen Häftlingen, die 
in dieser Woche aus sow jet
zonalen Gefängnissen entlassen 
worden sind.

Der Bundeskanzler hieß die 
ehemaligen H äftlinge m it herz
lichen W orten „in der Freiheit, 
bei Freunden“ w illkommen und 
gab seiner Überzeugung Aus-

iso wurde der Bundesprssideni gewählt

druck, daß der T ag  der Freiheit 
für a lle kommen wird, „wenn 
w ir  uns selbst treu bleiben und 
den W eg  weitergehen, den w ir  
eingeschlagen haben.“

Bundesminister Kaiser ge
dachte, all derer, die noch nicht 
entlassen sind und forderte die 
Heim kehrer auf, zu ihm zu  
kommen und ihm von ihren N ö 
ten zu berichten, damit er dem 
Bundestag konkrete Vorschläge 
fü r ‘ H ilfeleistungen machen 
könne.

ReichesProgramm
Berlin (Eigenmeldung). 

Die Fülle der Veranstal
tungen, d ie anläßlich des 
Bonner Besuchs in Ber
lin statifanden, läßt sich 
kaum aufzählen. Im  
Olympiastadion verlieh  

Tof. Heuss den deut
schen Fußball-W  eltm ei
stern als höchste deut
sche Sportauszeiehnung 
den Silbernen Lorbeer.

Eine Feierstunde in 
cler - Freien U niversität, 
wo der Bundespräsident 
eine eindrucksvolle Ge
denkrede anläßlich des 
zehnten Jahrestages der 
Erhebung vom 20. Juli 
1944 hielt, leitete eine 
Reihe w eiterer Gedenk
feiern ein. Am  Grabs 
Ernst Reuters legten der 
Bundespräsident und der 
Bundeskanzler Kränze 
nieder.



Tribunal gefordert
Madrid (D P A ). Der republi

kanische Abgeordnete des ÜSA- 
Kongresses, Charles Kersten, 
forderte vor seiner Abreise aus 
Europa- nach Washington die 
Schaffung eines internationalen 
Tribunals zur Aburteilung der 
führenden Kommunisten, die 
niiir die Versklavung von M il
lionen von Menschen verant
wortlich sind“ .

Kersten ist der Vorsitzende 
des Kongreß ausschusses zur 
Untersuchung kommunistischer 
Aggression in Europa.

Mehr Hilfsmaßnahmen
Bonn (D PA ). D ie Fraktionen 

der Koalitionsparteien haben 
die Bundesregierung in einem 
Antrag ersucht, zusätzliche 
Hilfsmaßnahmen fü r ehemalige 
politische H äftlin ge aus der so
wjetischen Besatzungszone zu 
erwägen. D ie SPD -Fraktion 
hatte bereits einen ähnlichen 
Antrag gestellt.

Souveränität für Deutschland
A u c h  o h n e  F r a n k r e i c h  u n d  o h n e  E ¥ G

W ashington (A P/D PA ). Die Regierungen der USA und Groß
britanniens haben gleichzeitig  bekanntgegeben, daß sie beab
sichtigen, der Bundesrepublik unverzüglich die Souveränität 
zu gewähren, wenn die französische Nationalversammlung den 
EVG-Vertrag nicht vor Abschluß der gegenwärtigen Sitzungs
periode ratifiziert. D ie Parlam entsferien beginnen nach den 
bisherigen Plänen am 15. August. Frankreich soll aufgefordert 
werden, den Deutschland-Vertrag in K ra ft  zu setzen, ohne 
Rücksicht auf das augenblicklich bestehende Junktim zum 
EVG -Vertrag. D ie deutsche W iederbewaffnung würde bei einem 
solchen Vorgehen vorläufig aufgeschoben werden.
D ie amerikanische Bekannt

machung ist in einem B rie f von 
Außenminister Dulles an den 
Kongreß enthalten, die britische 
in einer Erk lärung Churchills 
vor dem Unterhaus.

Dulles spricht in seinem 
Schreiben zugleich erneut die 
Hoffnung aus, daß Frankreich 
und Ita lien den EVG-Vertrag 
noch „in nächster Zeit“  ratifi
zieren. Wenn man der Bundes
republik, so heißt es weiter, 
auch in Zukunft die Souveräni
tät vorenthalte, so riskiere man

Endgültiges Verbot der FDJ
Z u r  v e r fa s s u n g s le in e t l ic h e n  O r g a n i s a t io n  e r k lä r t

Karlsruhe (D P A ). Das Bun
desverwaltungsgericht hat das 
von der Bundesregierung am
26. Juni 1951 erlassene Verbot 
der kommunistischen FD J in 
Westdeutschland bestätigt. Nach 
dieser Entscheidung ist den Ge
wehten die rechtliche M öglich
keit gegeben, auf Grund des P a 
ragraphen 129a des Strafgesetz
buches jeden m it Gefängnis zu 
bestrafen, der die Vereinigung 
der FD J fortführt, ihren orga
nisatorischen Zusammenhang 
auf andere W eise aufrechterhält, 
sich als M itg lied  an ihr bete iligt 
oder sie auf andere W eise 
unterstützt.

In  der Urteilsbegründung 
führte der Präsident des ersten 
Senats, Dr. Frege, aus, die FD J 
der Bundesrepublik und die der 
Sowjetzone b ilde nach P ro 
gramm und Zielsetzung eine 
Einheit, wobei die F rage der 
Organisation keine R o lle spiele. 
D ie F D J  bekenne sich zur Lehre 
Lenins. Sie wolle die Diktatur 
des Proletariats verwirklichen, 
und zwar nicht erst nach der 
Beseitigung der Spaltung 
Deutschlands, sondern schon 
baldmöglichst. Dies ergebe sich 
aus ihren fortgesetzten Auf-

rufen zu Demonstrationen und 
Streiks. Die F D J  w olle durch 
ihre A rbeit gewaltsam  eine neue 
Staatsform vo-rbereiten. Sie sei 
somit eine verfassungsfeindliche 
Organisation.

Der erste Senat des Bundes
verwaltungsgerichts w ar zu der 
Verhandlung eigens von Berlin 
nach Karlsruhe gekommen. Die 
Bundesregierung hatte bean
tragt, das am 26. Juni 1951 er
lassene Verbot gerichtlich zu 
bestätigen. Dagegen hatte die 
FDJ beantragt, das Verbot fü r 
rechtswidrig zu erklären.

A ls Vertreter der Bundesre
gierung begründete M in isterial
direktor Hans Egid i das Ver
bot. Die gerichtliche Entschei
dung solle zugleich den Zugriff 
gegen die M itläu fer der ille 
galen Organisation ermöglichen. 
Die FD J sei ein Stoßtrupp für 
die Ausdehnung des kommu
nistischen Regim es der Sow jet
zone auf die Bundesrepublik.

Der Ostberliner Rechtsanwalt 
Dr. Kaul (SED ), der die FD J 
vertrat, erklärte, zwischen der 
FD J der Sowjetzone und der 
FD J der Bundesrepublik be
stehe nur' eine ideologische, aber 
keine organisatorische Verbin
dung.

damit die Gefahr einer Entw ick
lung in  Deutschland, die andere 
Nationen beunruhigen würde. 
W arte man andererseits noch 
länger m it der E ingliederung 
der Bundesrepublik in die ge
meinsamen Verteidigungsmaß- 
r.ahmen, so verlängere man die 
Deutschland und der ganzen 
freien W elt drohende Gefahr. 
Eine E in igung über die In 
kraftsetzung des Deutschland- 
Vertrages wurde bei allseitigem 
Einverständnis in verhältnis
mäßig kurzer Zeit möglich sein 
und der Bundesrepublik den 
Rechtsstatus verschaffen, auf 
den sie seit über z w e i" Jahren 
warte. '

D ie  führenden M itglieder des 
US-Senats werden in der näch
sten Woche zusammen mit 
Außenminister Dulles das w ei
tere Vorgehen der USA in der 
F rage der W iederherstellung 
der deutschen Souveränität be
sprechen.

Protest gegen Spionage
Oslo (D PA ). Norw egen  hat in 

einer Note an die Sowjetunion 
nachdrücklich gegen die Spiona
ffetätigkeit von M itgliedern der 
Sowjehbotschaft in Oslo prote
stiert. Der S'owjetbotschafter 
wies den Protest zurück und 
ersuchte um „Maßnahmen ge 
gen die feindliche Haltung der 
Polizeibehörden gegenüber der 
Botschaft“ .

Semjonow abgelöst
Berlin (AP).» Der Moskauer 

Rundfunk hat bekanntgegeben, 
daß der M in isterrat der Sow jet
union den stellvertretenden Au
ßenminister Georgij M. Pusch
kin zum sowjetischen B ot
schafter in Ostberlin ernannt 
hat. Puschkin löst den sow je
tischen Oberkommissar in 
Deutschland, W ladim ir S. Sem
jonow, ab.



D i e  t e u r e n  S t r e i f e n  der D E F A
A ckerm ann  soll sicli b ew ähren  — Ideo log ie  k o ste t Geld

Berlin (E igenbericht). Wenn von den Finanzen der D E F A  die 
Hede ist, steht in der «Hauptverwaltung F ilm “ von Johannes 
F . Bechers Kulturm inisterium  das Barometer auf Sturm. Es ist 
keine F rage : die F ilm e, m it denen die D E F A  die Sowjetzone 
versorgt, werden immer «w ertvo ller“  —  allerdings nur von den 
Kosten her gesehen. „Schlendrian und M ißwirtschaft müssen 
in  der D E F A  endlich ausgemerzt werden“ , verlangten schon 
vor ein iger Zeit drohend die SED-Gewaltigen in Pankow. Wenn 
der Ex-Staatssekretär des Außenministeriums, Anton Acker
mann, wüßte, w ie er das zuwege bringen soll, w äre ihm wohier. 
Denn wenn er es nicht schafft . . .

A u f „Bewährungsposten“ sitzt 
er hier als Chef der „Hauptver
waltung F ilm ", seit er aus der 
Zaisser - Herrnstadt - A ffäre m it 
einem blauen Auge davonkam. 
Noch im „Jahr der großen In i
tia tive“ soll er dafür sorgen, 
daß in der Produktion von 
D EFA-F ilm stre ifen  nicht nur 
die Ideologie, sondern auch die 
Kasse stimmt. A ls warnendes 
Beispiel hat er seinen Vorgän
ger, den ehemaligen Vorsitzen
den des „Staatlichen Komitees 
fü r Film wesen“ , Sepp Schwab, 
vor Augen. Der wurde Anfang 
Januar 1954 aus dem munteren 
D EFA-Betrieb  als Botschafter 
in die Budapester Wüste g e 
schickt.

T r o s t lo s e  B i l a n z
D ie DEFA-B ilanz, die er hin- 

terließ, war w irklich trostlos: 
Im  Jahre 1953 wurden der 
D E F A  rund 28 M illionen Mark 
aus dem Staatshaushalt zur 
Verfügung gestellt. Dafür soll
ten 16 Spielfilme hergestellt 
werden. Tatsächlich wurden nur 
sechs Film e herausgebracht, 
einschließlich der Überläufer 
von 1952. D ie 28 M illionen aber 
waren restlos ausgegeben!

D ie Hauptschuld daran traf 
allerdings nicht einmal die P ro 
duktionsleiter, künstlerischen 
M itarbeiter und Regisseure der 
D EFA , sondern die für die 
F i Im w ir tschaf t ve ran twortlichen 
Genossen im Z K  der SED. Der 
„Neue Kurs“ führte im zweiten 
H albjahr 1953 zu erheblichen 
Umstellungen und Produktions
stockungen, und das ergab 
zwangsläufig Leerlau f- und
Stillstandskosten. Dazu kam
dann die unglaubliche V er
schwendungssucht der D EFA- 
Leute.

Ideologie auf der Leinwand 
kostet immer Geld, aber 28 M il

lionen fü r sechs F ilm e —  das 
g ing zu weit. Anton Ackermann 
h a t . a llerdings längst erkennen 
müssen, daß er, der vom F ilm  
überhaupt nichts versteht, an 
der Verschwendungssucht in 
der D E F A  nicht mehr ändern 
kann als der Ex-Redakteur 
Schwab.

J e  t e u re r ,  d e s to  b e s s e r  
Sparsamkeit w iderspricht näm

lich den einfachsten Sitten und 
Gebräuchen, die sieh im  sow jet
zonalen Film wesen herausgebil
det haben. Man versucht hier 
seit langem, die geistige Armut 
und das dementsprechende N i
veau der F ilm e hinter hohen 
Gestehungskosten zu verstek- 
ken. Denn — und das meinen 
die von Fachkenntnissen unge
trübten Ideologen der SED 
ernsthaft —  je  teurer ein F ilm  
ist, desto besser und wertvoller 
muß er selbstverständlich sein.

Anders herum: Je mehr Id eo
log ie in einem Streifen steckt, 
desto mehr muß er kosten. Der 
Thälmann-Film , der neun M il
lionen Mark verschlang, statt 
der ursprünglich geplanten sechs 
M illionen, ist der teuerste F ilm  
der Produktion 1953 gewesen, 
und gleichzeitig der „w ertvo ll
ste“ . Daß er sehr geringe Besu
cherzahlen und einen geradezu 
lächerlichen Einspielerlös hatte, 
ist dabei unwichtig.

N a t io n a l p r e i s e  w in k e n  
Nach diesem System streben 

Regisseure und Künstler da
nach, möglichst teure Tendenz- 
filme zu drehen, die schon durch 
ihre Kosten die Aufmerksam
keit auf sich lenken und den 
Schluß nahelegen, daß ihre 
Qualität den M illionen ent
spricht, die man dafür ausgege- 
ben hat.

So einen teuren, von der P a r
tei beachteten F ilm  herzustel
len, ist fü r die Beteiligten ein 
gutes Geschäft: E r bringt die 
Nationalpreise und 100 000- 
Mark-Präm ien.

Neben dieser „alltäglichen“ 
Verschwendung g ib t es dann 
die Sonderfälle, auf die die ver
ärgerten Funktionäre im  Pan- 
kower Finanzministerium gern 
hinweisen, wenn es um die 
spurlos verschwundenen D EFA- 
M illionen geht.

„ S t i l l s t a n d s k o s t e n “
Im  ersten H albjahr 1953 zahl

te die D E F A  1,2 Mill. Mark 
'Honorare und Gagen an Künst
ler, ohne daß etwas dafür ge
leistet wurde. Diese 1,2 M ill. 
wurden später als „Stillstands
kosten“ verbucht. V iele Künst
ler, die hier „auf E is gelegt 
waren“ , empörten sich darüber. 
D er Schauspieler K u rt Bois z. B. 
trug sich m it dem Gedanken, ge
gen die D E F A  zu klaren, w eil 
er seit dem 1. A pril 1951 zwar 
ein festes Monatsgehalt von 6600 
Mark bekam, aber keine Rollen 
erhielt, obwohl ihm im Vertrag 
jährlich zw ei Hauptrollen zuge
sichert waren. Die D E FA  hatte 
Bois, der von ihr anfangs als 
einer der wenigen namhaften 
„künstlerischen M itarbeiter“ 
herausgestellt wurde, fü r rund 
SO 000 M ark jährlich sozusagen 
als „künstlerische W are erster 
Qualität“ gehortet.

Um Bois von der K lage zu- 
rückzukalten, gab ihm die 
D E FA  einen neuen Vertrag, 
nach dem er im Jahre 1954 
120 000 M ark erhält und in dem 
ihm gleichzeitig die R eg ie für 
den F ilm  „Polterabend“ der 
1954er Produktion fest zugesi
chert wurde.

Obendrein erhielt Bois als 
zinsloses Darlehen 12 000 W est
mark im  Verhältnis 1 : 1 als 
Vorschuß auf den fü r 1954 ab
geschlossenen Hauptvertrag.

D er F ilm  „K le ine Sommer
ferien liebe“ , der 1953 m it einem 
Aufwand von 100 000 M ark her
gestellt wurde, ist vom soge
nannten „Künstlerischen R a t“ 
des Staatlichen Film kom itees 
wegen „ideologischer Feh ler“ 
abgelehnt -worden. Die Arbeit 
und die Kosten waren umsonst»



Ein peinlicher Prozeß
1 0  J a h r e  Z u c h t h a u s  f ü r  E x - M in i s t e r  H a m a n n

Versäumte L ie ferfr is ten  wegen 
M aterialmangels sind in der 
SED-W irtschaft nichts Neues. 
Daß nun aber auch die SED- 
Justiz verspätet l ie fe r t . . . D ie 
zehn Jahre Zuchthaus, die das 
Oberste Gericht der Sowjetzone 
je tz t in a ller S tille über den E x- 
Versorgungsm inister Dr. K a rl 
Hamann verhängte, waren seit 
seiner Verhaftung im  Dezember 
1952 fä llig . A ber die SED-Justiz 
konnte sie einfach nicht liefern, 
w eil kein M aterial gegen H a
mann zu beschaffen war. So 
sprach sie an Stelle des großen 
Schauprozesses, der die W ir t 
schaftskatastrophe von 1952/53 
bemänteln und dem „Saboteur“ 
Hamann in die Schuhe schieben 
sollte, ihr U rie il heimlich in 
einem Prozeß, von dem A D N  
noch nicht eiiim 1 sagt, wo und 
wann er stattg^/unden hat.

E ine peinliche Angelegenheit 
für die Staatspartei, diese L ie 
ferverzögerung ! 1952/53 mußte 
man sich mühsam ohne Schau
prozeß herauslügen, und jetzt, 
wo die nächste W irtschaftskrise 
sich schon ankündigt, verurteilt 
man den Mann, der angeblich 
allein an allem schuld war, und 
der seither hinter Gittern g e 
sessen hat. Für das augenblick
liche Dilemma kann man ihn 
also beimt besten W illen  nicht 
verantwortlich machen. W as 
man damals verbergen wollte, 
zeigt sich nun erst recht: d a s . 
System ist schuld an dem ew i
gen Mangel. N icht Hamann oder 
der nächste Sündenbock.

Verständlich, daß die SED- 
Justiz sich m it ihrem Spätzün
der-Prozeß in einen stillen W in 
kel verkroch. Denn es g ib t noch 
ein ige peinliche Punkte, w ie 
etwa die Anklage, Hamann 
habe „der Bevölkerung große 
Bestände an Lebensm itteln und 
Industriewaren“ vorenthalten. 
Wo sollen die Bestände eigent
lich gewesen sein? Grotewohl

selbst gab bald darauf bekannt, 
daß des Mangels wegen die 
Staatsreserven freigegeben wür
den. Von den riesigen gehorte
ten Beserven des Versorgungs
ministers hatte man also wohl 
nichts gefunden.

Damals hatte die Bevölkerung 
von der ganzen SED-Propa- 
ganda nichts. Jetzt hat die 
SED-Propaganda von dem U r
teil gegen Hamann nichts. Das 
ist wenigstens ein Schimmer 
von ausgleichender Gerechtig
keit.

Sowjet-Denkmal verschwindet
A b t r a n s p o r t  g e p la n t  E i n  S t e in  d e s  A n s t o ß e s

Berlin (ÄP/D PÄ). D er Ober
befehlshaber der sowjetischen 
Streitkräfte in Deutschland, Ge
neral Gretschko, hat das ameri
kanische Hauptquartier in H e i
delberg um Genehmigung gebe
ten, das sowjetische Panzer- 
denkmal auf der Potsdamer 
Chaussee im  US-Sektor Berlins 
von seinem jetzigen  Standort 
entfernen zu dürfen. D ie D ienst
stelle  General Gretschkos w ill 
Verhandlungen m it den ameri
kanischen M ilitärbehörden in 
Berlin  darüber aufnehmen.

Das Panzerdenkmal, das 1945 
von den Sowjets in Zehlendorf 
errichtet wurde, war ein ständi
ger Stein des Anstoßes und. häu
figer Gegenstand von Noten
wechseln zwischen Sowjets und 
Amerikanern. Einmal w ar das 
Denkmal von unbekannten T ä 
tern m it Benzin übergossen und 
angezündet worden. Im  August 
1952 hatte man den Sockel des

Ein  Vopo auf 100 Einwohner
London (AP/D PA). D ie Po li- 

zeikräfte der Sowjetzone sind 
im Verhältnis zur Bevölkerungs- 
zahl viereinhalbmal so stark 
w ie die der Bundesrepublik. 
Dies w ird  in einem Weißbuch 
über die Volkspolizei festge
stellt, das die britische R eg ie 
rung veröffentlichte.

Während in der Bundesrepu
blik  auf 450 Einwohner ein P o 
lizist kommt, gibt es in der So
w jetzone für je  100 Einwohner 
einen Polizisten. Außer 55 000 
Mann Schutzpolizei, 12 000 Mann 
Sicherheitspolizei und 25 000 
Mann Grenzpolizei beständen in 
der Zone ausgesprochen m ilitä
rische Einheiten von 80 000 bis

85 000 Mann. Diese Verbände 
seien schätzungsweise m it 1300 
Panzern und Sturmgeschützen 
und 1300 Feld-, Pak- und F lak 
geschützen ausgerüstet.

Friedenskämpfer - so und so
Chemnitz (Eigenmeldung). Bei 

einer W erbung fü r die Kaser
nierte Volkspolizei in einem 
Chemnitzer Betrieb kam es zu 
Zwischenfällen, als dem K V P - 
W erber während seiner Bede 
mehrere Jugendliche zuriefen: 
„W ir  sind gegen die A u f
rüstung, w ir haben für den 
Frieden gestim m t.“ D ie V er
sammlung wurde sogleich abge
brochen.

Panzers m it d6r Aufschrift ver
sehen: „Berlin  ist nicht Korea, 
raus m it dem Sow jetpanzer!“

Am  ersten Jahrestag des 
Volksaufstandes vom 17. Juni 
wurde bei dem Panzerdenkmal 
eine Gedenktafel fü r die 17 hin- 
gerichteten Sow jetoffiziere und 
-Soldaten aufgestellt, die sich 
gew eigert hatten, auf demon
strierende deutsche Arbeiter zu 
schießen. E in  großes Holzkreuz 
gegenüber dem Denkmal ist 
dem Gedenken an die Opfer des 
Stalinismus gewidmet.

Auf Kosten des Steuerzahlers
Berlin  (E igenm eldung). W ie  

schlecht und w ie kostspielig die 
verstaatlichte Bauwirtschaft der 
Sowjetzone auf Kosten des 
Steuerzahlers arbeitet, bewei
sen fo lgende Beispiele:

D ie Staatsoper Unter den 
Linderi sollte bereits am 1. Ja
nuar 1954 eingeweiht werden. 
Dieser Term in wurde auf un
bestimmte Zeit verschoben, ob
wohl b is 1953 ohne die E iit- 
trümmerungskosten insgesamt 
mehr als 82 M ill. Ostmark ver
baut worden sind. D ie gering
fügigen Umbauten im  Bahnhof 
Friedrichstraße haben 1953 rund 
4 M ill. und die Erw eiterung des 
Bahnhofs W uhlheide sogar 16 
Mill. Ostmark verschlungen.

FD J -„Aufkläruitgsaktion"
Berlin  (Eigenmeldung). Aus 

dem Zentralrat der FD J  w ird  
bekannt, daß innerhalb der 
FDJ-Gruppen in Kürze eins 
„Aufklärungsaktion gegen re li
giöse Verw irrung“ eingeleitet 
werden soll. Man w ill damit 
dem nachhaltigen Eindruck des 
Evangelischen Kirchentages in 
Le ip zig  entgegenwirken.



Programm der Berliner Festwochen
• Im  V o r d e r g r u n d  d a s  S c h a u s p ie l

D ie „-Berliner Festwochen“ , die vom 18. September bis zum 
5, Oktober stattfinden, bringen w ieder interessante Inszenierun
gen sowohl auf dem Gebiet des Theaters w ie in der Oper. Der 
Hauptakzent soll diesmal auf dem Schauspiel liegen.

Das Schiller-Theater kündigt 
außer „Faust I “  das von M il
haud vertonte Bühnenwerk 
Claudels „Christoph Columbus“ 
an. Das Schloßpark-Theater 
bringt die alte Berliner Posse 
„K y r itz -P y r itz “ . M it einer in
teressanten Anschaulichkeit 
w artet das Kurfürstendamm- 
Theater auf: O ’Neills „E in  Mond 
fü r die Beladenen“ . - Im  Renais
sance-Theater w ird  Patricks 
Komödie „Das kleine Teehaus“ 
mit Oskar K arlw e is in der 
Hauptrolle auf geführt. Das 
Gastspiel der Production T y 
rone Guthrie (Edinburgh) mit 
dem Lustspiel von Thornton 
W ild er „Th e Matchmaker“ fin
det im  Hebbel-Theater statt. 
In  die Kom ödie wird, m it der 
Pantom ime „B ilderbogen aus 
Am erika" ein von Ernst Josef 
Aufricht geleitetes Ensemble 
einziehen. Für die R eg ie zeich
net Egon Monk, die Bühnenbil
der hat George Grosz entwor
fen. D ie Tribüne sieht die K o 
mödie „Leocaüia“ von Anouilh 
vor, in der Herm ine Körner ga
stieren w ird  und als Studioauf- 
führung „Galgenstrick“ von
H . H . K irst.

D ie fü r die Festspiele vo rge
sehene Erstaufführung der Städ
tischen Oper, Verdis. „Nabuceo“ , 
steht unter der R eg ie  des In 
tendanten Carl Ebert und der 
musikalischen Leitung von A r-

thur Rother. D ie Hauptpartien 
sind m it Marco Rothm üller und 
Christel Goltz besetzt. Für P a r
tien in W agners „R in g “ , der 
vollständig auf geführt w ird , ist 
M argret Harshaw von der M e
tropolitan gewonnen- worden. 
Außerdem w ird ein GastspieL 
der Glyndebourne Festival und 
Opera m it Rossinis „Cerentola“ 
stattfmden. Drei Balletts berei
tet Tatjana Gsovsky m it der 
Operntanzgruppe vor.

Kompenist flüchtete
D er polnische Komponist imd 

D irigen t Ändrzej Panufnik hat 
die Gelegenheit eines Aufent
haltes in der Schweiz benutzt, 
um dem kommunistischen R e 
gime seines Heimatlandes zu 
entfliehen. Er bat um A syl im 
Westen.

Für Zonen-Gäste frei
Allen  Gästen aus der Sow jet

zone gew ährt die Kurstadt T r i-  
berg im  Schwarzwald freien 
E in tritt zu den Veranstaltungen 
der Kurverwaltung. Die Stadt 
w ill den Besuchern aus der So
w jetzone auch fü r K inovorste l
lungen und Omnibusfahrten 
Vergünstigungen verschaffen.

Die Bedeutung des Kirchentages
Als die größte gesamtdeutsche 

Veranstaltung seit 1945 bezeieh- 
nete Bundestagspräsident Ehlers 
den Evangelischen Kirchentag 
in Leip zig . Ehlers sprach auf 
einer Pressekonferenz in Bonn, 
auf der auch Bundesministers 
Dr. Tillmanns, die CDU/CStJ- 
Äbgeordneten Frau Dr. Joch
mus und Bauseh sowie die 
SPD-Abgeordneten M etzger und 
Pro f. Giilich über ihre in L e ip 
zig gesammelten Erfahrungen 
und Eindrücke berichteten.

Ehlers sagte, der Kirchentag 
sei von einer hervorragenden 
po litischen ' Bedeutung gewesen, 
auch wenn der kirchliche Cha
rakter des Treffens nie durch
brochen worden sei.

D ie Behörden der Sowjetzone 
hätten den K irchentag hervor

ragend gefördert. D ie Frage 
bleibe natürlich offen, aus w e l
chen Gründen dies geschah. 
Wenn die sowjetzonalen Behör
den dabei m it dem Gedanken 
gespielt hätten, propagandisti
sches Kapita l daraus zu schla
gen, dann müßten sie einsehen, 
daß eine solche Bemühung von 
vornherein zum Fehlschlagen 
verurteilt gewesen sei.

Bundesminister Tillm anns 
meinte, die große politische Be
deutung des Kirchentages ha.be 
darin gelegen, daß „nichts P o 
litisches dabei geschehen ist“ .

0§t-Studium mit Stipendien
Das Osteuropa-Institut an der 

Freien Universität Berlin rich
tet m it Beginn des W in ter
semesters 1954/55 Studiengänge 
in Fächern der Osteuropafor- 
schuhg ein, die ausschließlich 
für Volks- und Betriebswirte,

Juristen, Publizisten und poli
tische W issenschaftler m it ab
geschlossener Hochschulbildung 
bestimmt sind. Das Studium 
dauert v ie r Semester und w ird 
mit einer Abschlußprüfung be
endet. D ie Teilnehm er erhalten 
im  allgemeinen ein Stipendium.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor

führungen m it den neuesten 
Wochenschauen werden für Be
sucher aus dem Ostsektor Ber
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  K o l -  
1 e n d o r f p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stünd

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 U hr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugenüfilmstunde fü r K inder 
aus dem Ostsektor und der 
Ostzone jeden Sonntag um 
14 Uhr.

SSD, herhüreii!
Der kleine TAG  w ird ver

sandt und verte ilt ohne Rück
sicht auf die politische Ge
sinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht, 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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